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4. Gesetz vom 22. November 1995, mit dem das Tiroler Raumordnungsgesetz 1994 und das Tiroler Grund-
verkehrsgesetz geändert werden (1. Raumordnungsgesetz-Novelle)

5. Gesetz vom 22. November 1995, mit dem das Tiroler Heilvorkommen- und Kurortegesetz geändert wird
6. Gesetz vom 23. November 1995 über die Einhebung der Landesumlage

4. Gesetz vom 22. November 1995, mit dem das Tiroler Raumord-
nungsgesetz 1994 und das Tiroler Grundverkehrsgesetz geändert
werden (1. Raumordnungsgesetz-Novelle)

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Tiroler Raumordnungsgesetz 1994,

LGBl. Nr. 81/1993, wird wie folgt geändert:
1. In den §§ 11 Abs. 1 erster Satz und 22

Abs. 2 lit. c und Abs. 3 lit. d werden jeweils die
Worte „der Kammer der gewerblichen Wirt-
schaft für Tirol“ durch die Worte „der Wirt-
schaftskammer Tirol“ ersetzt.

2. In den §§ 11 Abs. 2 fünfter Satz, 24 Abs. 2
lit. b und c, 65 Abs. 1 vierter Satz und 66 Abs. 1
dritter Satz werden jeweils die Worte „einen
ordentlichen Wohnsitz“ durch die Worte „ihren
Hauptwohnsitz“ ersetzt.

3. Im Abs. 1 des § 11 hat der zweite Satz zu
lauten:

„Der Entwurf eines Raumordnungspro-
grammes nach § 8 ist überdies den im Pla-
nungsgebiet liegenden Tourismusverbänden
und Einrichtungen der regionalen Zusammen-
arbeit von Tourismusverbänden zur Abgabe ei-
ner Stellungnahme zu übersenden.“

4. Die §§ 15 und 16 haben zu lauten:

„§ 15
Beschränkungen für Freizeitwohnsitze
(1) Freizeitwohnsitze sind Gebäude, Woh-

nungen oder sonstige Teile von Gebäuden, die
nicht der Befriedigung eines ganzjährigen, mit
dem Mittelpunkt der Lebensbeziehungen ver-
bundenen Wohnbedürfnisses dienen, sondern
zum Aufenthalt während des Urlaubs, der Fe-
rien, des Wochenendes oder sonst nur zeitwei-
lig zu Erholungszwecken verwendet werden.
Als Freizeitwohnsitze gelten nicht:

a) Gastgewerbebetriebe zur Beherbergung

von Gästen sowie Kur- und Erholungsheime,
die von öffentlichen Einrichtungen, Betrieben
oder Einrichtungen der freien Jugendwohlfahrt
erhalten werden;

b) Gebäude mit höchstens drei Wohnungen
mit insgesamt höchstens zwölf Betten, die
während des Jahres jeweils kurzzeitig an wech-
selnde Personen vermietet werden (Ferien-
wohnungen); entsprechende Neubauten, für
die die Baubewilligung erst nach dem 1. Fe-
bruar 1996 rechtskräftig erteilt wird, gelten je-
doch nur dann nicht als Freizeitwohnsitz, wenn
der Vermieter der Ferienwohnungen im be-
treffenden Gebäude seinen Hauptwohnsitz hat;
Ferienwohnungen in Gebäuden, die in einem
räumlichen Naheverhältnis stehen und eine
einheitliche Gesamtplanung aufweisen, sind
zusammenzuzählen;

c) Wohnräume, die der Privatzimmerver-
mietung dienen.

Sind in einem Gebäude oder in Gebäuden,
die in einem räumlichen Naheverhältnis stehen
und eine einheitliche Gesamtplanung aufwei-
sen, Ferienwohnungen und Wohnräume, die
der Privatzimmervermietung dienen, unterge-
bracht, so darf die Zahl der Betten insgesamt
zwölf nicht überschreiten.

(2) Als Freizeitwohnsitze dürfen nur mehr
Wohnsitze verwendet werden, die

a) im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes nach den raumordnungsrechtlichen Vor-
schriften rechtmäßig als Freizeitwohnsitze ver-
wendet worden sind oder bei denen sich der
Verwendungszweck als Freizeitwohnsitz auf
Grund der Baubewilligung ergibt und

b) nach § 16 Abs. 1 rechtzeitig als Freizeit-
wohnsitze angemeldet worden sind.
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(3) Weiters dürfen auf Grund einer Ausnah-
mebewilligung des Bürgermeisters Wohnsitze
als Freizeitwohnsitze verwendet werden. Die
Ausnahmebewilligung ist nur zu erteilen:

a) auf Antrag des Erben oder Vermächtnis-
nehmers, wenn die Voraussetzungen nach § 5
lit. a des Tiroler Grundverkehrsgesetzes, LGBl.
Nr. 82/1993, in der jeweils geltenden Fassung
vorliegen und der betreffende Wohnsitz dem
Antragsteller oder anderen Personen nicht an-
derweitig der Befriedigung eines Wohnbedürf-
nisses dient;

b) auf Antrag des Eigentümers des betref-
fenden Wohnsitzes oder des sonst hierüber Ver-
fügungsberechtigten, wenn ihm auf Grund ge-
änderter Lebensumstände, insbesondere auf
Grund beruflicher oder familiärer Veränderun-
gen, eine andere Verwendung des Wohnsitzes
nicht möglich oder zumutbar ist, der Wohnsitz
anderen Personen nicht anderweitig der Be-
friedigung eines Wohnbedürfnisses dient und
der Antragsteller insbesondere im Hinblick auf
seine persönlichen oder familiären Verhältnis-
se oder seine Rechtsbeziehung zum Wohnsitz
ein Interesse am Bestehen des Wohnsitzes hat.

(4) Der Inhaber einer Ausnahmebewilligung
nach Abs. 3 darf den Freizeitwohnsitz nur für
sich, seine Familie und seine Gäste verwenden.
Die entgeltliche Überlassung des Freizeit-
wohnsitzes ist nicht zulässig.

(5) Um die Erteilung der Ausnahmebewilli-
gung nach Abs. 3 ist schriftlich anzusuchen.
Der Antrag hat den betreffenden Wohnsitz zu
bezeichnen und die zur Beurteilung des Vor-
liegens der Bewilligungsvoraussetzungen er-
forderlichen Angaben zu enthalten. Die Rich-
tigkeit dieser Angaben ist vom Antragsteller
durch geeignete Unterlagen nachzuweisen
oder, soweit ihm dies nicht möglich ist, ander-
weitig glaubhaft zu machen. Der Bürgermei-
ster hat über den Antrag mit schriftlichem Be-
scheid zu entscheiden. Über Berufungen ent-
scheidet die Landesregierung. Der Bescheid,
mit dem die Ausnahmebewilligung erteilt wird,
ist aufzuheben, wenn die Voraussetzungen für
deren Erteilung nicht mehr vorliegen. 

(6) Wer einen Wohnsitz
a) innerhalb der Anmeldefristen nach § 16

Abs. 1, ohne daß eine der Voraussetzungen
nach Abs. 2 lit. a vorliegt,

b) nach Ablauf der Anmeldefristen nach § 16
Abs. 1, ohne daß eine Feststellung nach § 16
Abs. 2 über die Zulässigkeit der Verwendung
des betreffenden Wohnsitzes als Freizeitwohn-
sitz vorliegt oder ohne daß die Voraussetzun-

gen nach Abs. 2 vorliegen, oder
c) ungeachtet einer Feststellung nach § 16

Abs. 2 über die Unzulässigkeit der Verwendung
des betreffenden Wohnsitzes als Freizeit-
wohnsitz

als Freizeitwohnsitz verwendet oder ande-
ren zur Verwendung überläßt, begeht, sofern
keine Ausnahmebewilligung nach Abs. 3 vor-
liegt, eine Verwaltungsübertretung.

(7) Eine Verwaltungsübertretung begeht
weiters, wer einen Freizeitwohnsitz, für den
eine Ausnahmebewilligung nach Abs. 3 vor-
liegt, anderen als den im Abs. 4 genannten Per-
sonen oder Personen entgeltlich zur Verwen-
dung als Freizeitwohnsitz überläßt.

(8) Verwaltungsübertretungen nach den Abs.
6 und 7 sind von der Bezirksverwal-
tungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 500.000,–
Schilling zu bestrafen.

§ 16
Anmeldung von Freizeitwohnsitzen

(1) Wohnsitze, auf die eine der Voraus-
setzungen nach § 15 Abs. 2 lit. a zutrifft und die
weiterhin als Freizeitwohnsitze verwendet
werden sollen, sind vom Eigentümer oder vom
sonst hierüber Verfügungsberechtigten inner-
halb eines Jahres nach dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes beim Bürgermeister anzumelden. Die
Anmeldung kann auch noch innerhalb von fünf
Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
erfolgen, wenn der Eigentümer des betreffen-
den Wohnsitzes bzw. der sonst hierüber Verfü-
gungsberechtigte glaubhaft macht, daß er von
der Anmeldepflicht nicht rechtzeitig Kenntnis
erlangt hat. In diesem Fall ist der betreffende
Wohnsitz innerhalb von sechs Monaten nach
Kenntnis der Anmeldepflicht anzumelden. In
der Anmeldung ist außer im Falle, daß sich der
Verwendungszweck als Freizeitwohnsitz auf
Grund der Baubewilligung ergibt, auf Grund
geeigneter Unterlagen oder sonstiger Beweis-
mittel glaubhaft zu machen, daß der betreffen-
de Wohnsitz bereits im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes als Freizeitwohnsitz
verwendet worden ist. Die Anmeldung hat wei-
ters zu enthalten:

a) Name, Geburtsdatum und Adresse des
Eigentümers des Wohnsitzes und des allenfalls
sonst hierüber Verfügungsberechtigten;

b) die Bezeichnung des Grundstückes, auf
dem sich der Wohnsitz befindet;

c) die Adresse des Wohnsitzes;
d) die Baumasse (§ 61 Abs. 3 zweiter Satz)

und die Wohnnutzfläche des Wohnsitzes, bei
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Wohnungen oder sonstigen Gebäudeteilen
weiters die genaue Bezeichnung und erforder-
lichenfalls eine planliche Darstellung der be-
treffenden Räumlichkeiten;

e) die Angabe, ob der Wohnsitz auch für
eine ganzjährige Wohnnutzung geeignet ist.

(2) Der Bürgermeister hat auf Grund einer
Anmeldung nach Abs. 1 mit schriftlichem Be-
scheid festzustellen, ob der betreffende Wohn-
sitz nach § 15 Abs. 2 als Freizeitwohnsitz ver-
wendet werden darf. Der Bescheid, mit dem
dies bejaht wird, hat die Angaben nach Abs. 1
lit. a bis e zu enthalten. Parteien des Verfahrens
sind der Eigentümer des Wohnsitzes und der
sonst hierüber Verfügungsberechtigte. Über
Berufungen entscheidet die Landesregierung.

(3) Die Landesregierung kann durch Ver-
ordnung die bei der Anmeldung von Wohnsit-
zen zu verwendenden Formulare festlegen.

(4) Der Bürgermeister hat ein Verzeichnis der
Wohnsitze, die auf Grund einer Feststellung nach
Abs. 2 oder einer Ausnahmebewilligung nach
§ 15 Abs. 3 als Freizeitwohnsitze verwendet wer-
den dürfen, zu führen. Das Verzeichnis hat hin-
sichtlich der einzelnen Freizeitwohnsitze die An-
gaben nach Abs. 1 lit. a bis e und die Widmung
des Grundstückes, auf dem sich der betreffende
Freizeitwohnsitz befindet, zu enthalten. Freizeit-
wohnsitze nach § 15 Abs. 3 sind weiters als sol-
che kenntlich zu machen. In den Fällen des § 16a
Abs. 2 und 3 sind nach dem Eintritt der Rechts-
kraft der Benützungsbewilligung das Datum und
die Geschäftszahl des betreffenden Baubewilli-
gungsbescheides in das Verzeichnis aufzuneh-
men und die Angaben nach Abs. 1 lit. d im Ver-
zeichnis richtigzustellen.

(5) Die Gemeinde darf zum Zweck der Über-
wachung der Einhaltung der Bestimmungen
dieses Gesetzes über Freizeitwohnsitze fol-
gende Daten ermitteln und automationsunter-
stützt verarbeiten:

a) die Daten nach Abs. 1 lit. a bis e;
b) die Widmung der Grundstücke, auf denen

sich Freizeitwohnsitze befinden, und
c) die Bescheide nach Abs. 2 und § 15 Abs. 3.
(6) Die Gemeinde darf die Daten nach Abs. 5

weiters den mit der Vollziehung des Tiroler
Grundverkehrsgesetzes und des Aufenthalts-
abgabegesetzes 1991, LGBl. Nr. 35, in der je-
weils geltenden Fassung betrauten Behörden
zum Zweck der Wahrnehmung der ihnen da-
nach übertragenen Aufgaben sowie den Touris-
musverbänden zum Zweck der Überwachung
der Entrichtung der Aufenthaltsabgabe über-
mitteln. Die Gemeinde darf die Daten nach

Abs. 5 weiters in anonymisierter Form zu sta-
tistischen Zwecken benützen und der Landes-
regierung übermitteln.“

5. Nach § 16 wird folgende Bestimmung als
§ 16a eingefügt:

„§ 16a
Verbot neuer Freizeitwohnsitze,
Wiederaufbau und Erweiterung
bestehender Freizeitwohnsitze

(1) Neubauten, die ganz oder teilweise als
Freizeitwohnsitze verwendet werden sollen,
dürfen nicht mehr errichtet werden. Nebenge-
bäude ohne Aufenthaltsräume und sonstige Ne-
benanlagen zu Freizeitwohnsitzen nach § 16
Abs. 2 und § 15 Abs. 3 sind jedoch zulässig.

(2) Im Falle des Abbruches oder der sonsti-
gen Zerstörung eines auf Grund einer Feststel-
lung nach § 16 Abs. 2 oder einer Ausnahme-
bewilligung nach § 15 Abs. 3 rechtmäßig als
Freizeitwohnsitz verwendeten Gebäudes oder
Gebäudeteiles darf jedoch, soweit dies bau-
rechtlich sonst zulässig ist, statt dessen ein
Neubau errichtet werden. Dabei darf die Bau-
masse des neuen Freizeitwohnsitzes jene des
früheren Freizeitwohnsitzes um nicht mehr als
25 v. H., höchstens jedoch um 30 m³, über-
schreiten. Maßgebend ist die Baumasse des auf
Grund der Feststellung nach § 16 Abs. 2 oder
der Ausnahmebewilligung nach § 15 Abs. 3
rechtmäßig bestandenen Freizeitwohnsitzes.

(3) Zubauten und Änderungen des Verwen-
dungszweckes von bisher anderweitig verwen-
deten Gebäuden oder Gebäudeteilen, durch die
bestehende Freizeitwohnsitze vergrößert wer-
den sollen, sind nur mehr insoweit zulässig, als
dadurch die Baumasse des betreffenden Frei-
zeitwohnsitzes um insgesamt nicht mehr als
25 v. H., höchstens jedoch um 30 m³, vergrö-
ßert wird. Maßgebend ist die Baumasse des auf
Grund der Feststellung nach § 16 Abs. 2 oder
der Ausnahmebewilligung nach § 15 Abs. 3
rechtmäßig bestehenden bzw. bei einem Neu-
bau nach Abs. 2 des danach rechtmäßig be-
standenen Freizeitwohnsitzes. Zubauten und
Änderungen des Verwendungszweckes von
bisher anderweitig verwendeten Gebäuden
oder Gebäudeteilen, durch die selbständige
Freizeitwohnsitze neu geschaffen werden sol-
len, sind nicht mehr zulässig.

(4) Für Freizeitwohnsitze im Freiland gelten
die Abs. 2 und 3 nur insoweit, als sich auf Grund
des § 42 nicht weitergehende Beschränkungen
ergeben.

(5) Bescheide, mit denen entgegen den
Abs. 1, 2 und 3 die Baubewilligung erteilt wird,
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leiden an einem mit Nichtigkeit bedrohten
Fehler.“

6. Im Abs. 2 des § 18 hat die lit. d zu lauten:
„d) ein Vertreter der Wirtschaftskammer Ti-

rol;“
7. Im Abs. 2 des § 18 hat die lit. f zu lauten:
„f) ein Vertreter der Kammer der Architek-

ten und Ingenieurkonsulenten für Tirol und
Vorarlberg;“

8. Im Abs. 1 des § 38 wird folgende Be-
stimmung als lit. b eingefügt:

„b) Gebäude, die der Unterbringung von nach
§ 15 Abs. 1 lit. b zulässigen Ferienwohnungen
oder der Privatzimmervermietung dienen;“

9. Im Abs. 1 des § 38 erhalten die bisherigen
lit. b und c die Buchstabenbezeichnungen „c“
und „d“.

10. Im Abs. 1 des § 38 werden in der nunmeh-
rigen lit. c im ersten Halbsatz die Worte „oder
der Privatzimmervermietung“ aufgehoben.

11. Der Abs. 2 des § 39 hat zu lauten:
„(2) Für das Gewerbe- und Industriegebiet

oder für Teile davon kann festgelegt werden, daß
nur bestimmte Arten von Betrieben zulässig
oder bestimmte Arten von Betrieben nicht zuläs-
sig sind, soweit dies erforderlich ist, um 

a) Gefahren für das Leben und die Gesund-
heit der Bevölkerung, insbesondere durch Lärm,
Luftverunreinigungen, Geruch oder Erschüt-
terungen, hintanzuhalten;

b) Nutzungskonflikte oder wechselseitige
Beeinträchtigungen im Verhältnis zu ander-
weitig gewidmeten Gebieten oder zwischen
betrieblichen Tätigkeiten innerhalb des betref-
fenden Gebietes hintanzuhalten;

c) eine den örtlichen Verhältnissen und den
wirtschaftlichen Bedürfnissen der Bevölke-
rung entsprechende sparsame und zweckmä-
ßige Nutzung des Gewerbe- und Industriege-
bietes zu gewährleisten; 

d) schwerwiegende Belastungen der Bevöl-
kerung durch den Verkehr oder eine Überla-
stung oder im Hinblick auf die sonstigen Ver-
kehrserfordernisse unverhältnismäßige Bela-
stung von Verkehrsflächen durch Betriebe mit
erheblichem Verkehrsaufkommen hintanzu-
halten;

e) eine Überlastung oder im Hinblick auf die
sonstigen Erschließungserfordernisse unver-
hältnismäßige Belastung von Einrichtungen
zur Wasserversorgung, Energieversorgung
oder Abwasserbeseitigung durch Betriebe mit
erheblichem Wasser- oder Energieverbrauch
oder Abwasseranfall hintanzuhalten.“

12. Der Abs. 2 des § 40 hat zu lauten:

„(2) Im allgemeinen Mischgebiet dürfen die
im gemischten Wohngebiet zulässigen Gebäu-
de und Gebäude für Betriebe errichtet werden.
Für das allgemeine Mischgebiet oder für Teile
davon kann aus den im § 39 Abs. 2 lit. b bis e
genannten Gründen festgelegt werden, daß
außer den im gemischten Wohngebiet zulässi-
gen Arten von Betrieben nur bestimmte weite-
re Arten von Betrieben zulässig oder bestimm-
te weitere Arten von Betrieben nicht zulässig
sind.“

13. Der Abs. 6 des § 40 hat zu lauten:
„(6) Für Teile von Mischgebieten kann fest-

gelegt werden, daß nur betriebstechnisch not-
wendige Wohnungen errichtet werden dürfen,
soweit dies erforderlich ist, um Nutzungskon-
flikte oder wechselseitige Beeinträchtigungen
zwischen betrieblichen Tätigkeiten und Wohn-
nutzungen hintanzuhalten.“

14. Im Abs. 2 des § 42 hat der erste Satz zu
lauten:

„Im Freiland sind weiters Umbauten anderer
als land- und forstwirtschaftlicher Gebäude und
Zubauten zu solchen Gebäuden, mit denen die
Baumasse (§ 61 Abs. 3 zweiter Satz) gegenüber
dem ursprünglichen Gebäude um insgesamt
höchstens 25 v. H. vergrößert wird, zulässig.“

15. Im Abs. 3 des § 42 haben der vierte und
der fünfte Satz zu lauten:

„Die Baumasse von wiedererrichteten ande-
ren als land- und forstwirtschaftlichen Gebäu-
den darf die Baumasse des früheren Gebäudes
um höchstens 25 v. H. übersteigen. Zubauten
zu solchen wiedererrichteten Gebäuden sind
nur insoweit zulässig, als die Baumasse gegen-
über dem früheren Gebäude in seiner ursprüng-
lichen Form um insgesamt höchstens 25 v. H.
vergrößert wird.“

16. Im Abs. 2 des § 44 hat der dritte Satz zu
lauten:

„Als Wohnnutzfläche gilt die gesamte Nutz-
fläche des Wohngebäudes bzw. des Wohnteiles
einschließlich allfälliger Ferienwohnungen
und allfälliger der Privatzimmervermietung
und als Altenwohnteil dienender Räume mit
Ausnahme von Keller- und Dachbodenräu-
men, soweit sie nach ihrer Ausstattung nicht für
Wohnzwecke geeignet sind, von Gängen, Trep-
pen, offenen Balkonen, Loggien und Terrassen
und von Räumen, die für landwirtschaftliche
Zwecke besonders ausgestattet sind.“

17. Im Abs. 1 des § 97 hat die lit. c zu lauten:
„c) ein Vertreter der Wirtschaftskammer Ti-

rol;“
18. Im Abs. 5 des § 109 hat der zweite Satz
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zu lauten:
„Im übrigen hat die Gemeinde für die be-

treffenden Grundflächen spätestens anläßlich
der Neuerlassung oder Änderung des Flächen-
widmungsplanes nach § 108 Abs. 1 zweiter
Satz eine mit dem umgebenden Widmungsbe-
stand vereinbare Widmung festzulegen und der
Landesregierung zur aufsichtsbehördlichen
Genehmigung vorzulegen.“

Artikel II
Das Tiroler Grundverkehrsgesetz, LGBl. Nr.

82/1993, wird wie folgt geändert:
Der Abs. 6 des § 2 hat zu lauten:
„(6) Freizeitwohnsitze sind Gebäude, Woh-

nungen oder sonstige Teile von Gebäuden, die
nicht der Befriedigung eines ganzjährigen, mit
dem Mittelpunkt der Lebensbeziehungen ver-
bundenen Wohnbedürfnisses dienen, sondern
zum Aufenthalt während des Urlaubs, der Fe-
rien, des Wochenendes oder sonst nur zeitwei-
lig zu Erholungszwecken verwendet werden.
Als Freizeitwohnsitze gelten nicht:

a) Gastgewerbebetriebe zur Beherbergung
von Gästen sowie Kur- und Erholungsheime,
die von öffentlichen Einrichtungen, Betrieben
oder Einrichtungen der freien Jugendwohlfahrt
erhalten werden;

b) Gebäude mit höchstens drei Wohnungen
mit insgesamt höchstens zwölf Betten, die
während des Jahres jeweils kurzzeitig an wech-
selnde Personen vermietet werden (Ferien-
wohnungen); entsprechende Neubauten, für

die die Baubewilligung erst nach dem 1. Fe-
bruar 1996 rechtskräftig erteilt wird, gelten je-
doch nur dann nicht als Freizeitwohnsitz, wenn
der Vermieter der Ferienwohnungen im be-
treffenden Gebäude seinen Hauptwohnsitz hat;
Ferienwohnungen in Gebäuden, die in einem
räumlichen Naheverhältnis stehen und eine
einheitliche Gesamtplanung aufweisen, sind
zusammenzuzählen;

c) Wohnräume, die der Privatzimmerver-
mietung dienen.

Sind in einem Gebäude oder in Gebäuden,
die in einem räumlichen Naheverhältnis stehen
und eine einheitliche Gesamtplanung aufwei-
sen, Ferienwohnungen und Wohnräume, die
der Privatzimmervermietung dienen, unterge-
bracht, so darf die Zahl der Betten insgesamt
zwölf nicht überschreiten.“

Artikel III
(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Februar 1996

in Kraft.
(2) Die Bestimmungen des § 38 Abs. 1 lit. b

und c, § 39 Abs. 2, § 40 Abs. 2 und 6, § 42
Abs. 2 und 3 und § 44 Abs. 2 des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 1994 in der Fassung
des Art. I Z. 8 bis 16 sind auch auf Grund-
flächen, die bereits im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes als Wohngebiet, Ge-
werbegebiet, Mischgebiet, Freiland bzw. Son-
derflächen für Hofstellen gewidmet sind, an-
zuwenden.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Streiter

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

5. Gesetz vom 22. November 1995, mit dem das Tiroler Heilvorkommen-
und Kurortegesetz geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Tiroler Heilvorkommen- und Kurorte-

gesetz, LGBl. Nr. 55/1961, in der Fassung des
Gesetzes LGBl. Nr. 53/1977 wird wie folgt ge-
ändert:

1. Im Abs. 7 des § 1 wird der zweite Satz auf-
gehoben.

2. Im § 1 werden folgende Bestimmungen
als Abs. 8 bis 10 angefügt:

„(8) Neben den im Abs. 7 genannten Be-
handlungsarten ist auch die Anwendung solcher
Zusatztherapien zulässig, die zur Ergänzung der
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Kurbehandlung nach ärztlicher Anordnung an-
gewendet werden und bei denen nach dem Stand
der medizinischen Wissenschaft davon auszu-
gehen ist, daß die ärztliche Aufsicht über den
Betrieb ausreicht, um schädliche Wirkungen auf
das Leben oder die Gesundheit der behandelten
Personen auszuschließen.

(9) Die Verwendung von Produkten anderer
Heilvorkommen im Rahmen von Zusatzthera-
pien ist zulässig, wenn für diese Produkte eine
Vertriebsbewilligung vorliegt.

(10) Die Behandlung in Kuranstalten und
Kureinrichtungen im Rahmen von Zusatzthe-
rapien hat nach den Grundsätzen und aner-
kannten Methoden der medizinischen Wissen-
schaft zu erfolgen.“

3. Im Abs. 4 des § 2 wird der Klammeraus-
druck „(II. Teil des Bundesgesetzes BGBl. Nr.
272/1958)“ aufgehoben.

4. Im Abs. 5 des § 6 wird der zweite Satz auf-
gehoben.

5. Der Abs. 3 des § 8 hat zu lauten:
„(3) Für die Durchführung von Untersu-

chungen und Analysen der Heilvorkommen
dürfen nur solche Institute, Laboratorien und
Untersuchungsanstalten herangezogen wer-
den, die nach ihrer Art, Einrichtung, Arbeits-
weise und Leitung nach dem Stand der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse auf dem betreffen-
den Fachgebiet für die Durchführung der ihnen
zu übertragenden Aufgaben geeignet sind.“

6. Im Abs. 4 des § 10 hat die lit. c zu lauten:
„c) sich die chemischen oder physikalischen

Eigenschaften des Produktes eines Heilvor-
kommens beim Vertrieb nicht in einer die Heil-
wirkung maßgeblich beeinflußenden Weise än-
dern,“

7. Der Abs. 5 des § 10 hat zu lauten:
„(5) Die zum Versand gelangenden Behält-

nisse und Abpackungen der Produkte von Heil-
vorkommen sind, sofern nicht lebensmit-
telrechtliche Kennzeichnungsvorschriften an-
zuwenden sind, mit Etiketten zu versehen, die
den Namen und die örtliche Lage des Heilvor-
kommens, eine kurze Darstellung der letzten
Analyse mit Angabe des Datums und der un-
tersuchenden Stelle, der anerkannten Indika-
tionen und bei Wässern von Heilquellen die
Angabe über einen allenfalls erfolgten Zusatz
von Kohlensäure zu enthalten haben.“

8. Im Abs. 3 des § 12 wird folgender Satz
angefügt:

„Der Tourismusverband, auf dessen Gebiet
sich die beantragte Anerkennung bezieht, ist zu
hören.“

9. Im Abs. 5 des § 13 wird der Klammeraus-
druck „(Gutachten der Zentralanstalt für Me-
teorologie in Wien)“ aufgehoben.

10. Der Abs. 1 des § 15 hat zu lauten:
„(1) Die Gemeinde, auf deren Gebiet sich

ein anerkannter heilklimatischer Kurort oder
Luftkurort erstreckt, hat alle fünf Jahre ein Gut-
achten darüber erstellen zu lassen, ob sich die
klimatischen Faktoren (§ 13 Abs. 2 und 3) we-
sentlich geändert haben.“

11. Die §§ 16 bis 21 werden aufgehoben.
12. Im § 22 werden die Absatzbezeichnung

„(1)“ und der Abs. 2 aufgehoben.
13. Der Abs. 4 des § 23 hat zu lauten:
„(4) Die Bewilligung zum Betrieb einer

Kuranstalt oder Kureinrichtung darf nur erteilt
werden, wenn 

a) ein Heilvorkommen gemäß § 1 Abs. 1 vor-
handen ist, für das bereits die Nutzungsbewil-
ligung nach § 6 erteilt oder für das der nach
§ 13 Abs. 1 erforderliche Nachweis erbracht
wurde,

b) das Eigentumsrecht oder sonstige Nut-
zungsrechte des Bewerbers an der für eine Kur-
anstalt in Aussicht genommenen Betriebsanla-
ge nachgewiesen sind,

c) hinsichtlich der für die Unterbringung
einer Kuranstalt oder Kureinrichtung in Be-
tracht kommenden Gebäude die nach sonsti-
gen Verwaltungsvorschriften erforderlichen
Genehmigungen bereits vorliegen,

d) die für den unmittelbaren Betrieb der Kur-
anstalt oder Kureinrichtung erforderlichen me-
dizinischen Apparate und technischen Einrich-
tungen vorhanden sind und die Betriebsanla-
gen sowie alle medizinischen Apparate und
technischen Einrichtungen den Sicherheitsvor-
schriften entsprechen,

e) die Aufsicht über den Betrieb durch einen
Arzt, der in Österreich zur selbständigen Aus-
übung des ärztlichen Berufes berechtigt ist und
Kenntnisse auf dem Gebiet der Balneologie
und Kurortemedizin besitzt, gewährleistet ist,

f) der Bewerber oder, falls es sich um eine ju-
ristische Person handelt, deren gesetzlicher Ver-
treter eigenberechtigt ist und die Verläßlichkeit
im Hinblick auf die Führung einer Kuranstalt
besitzt. Als nicht verläßlich sind insbesondere
Personen anzusehen, die nach § 13 der Gewer-
beordnung 1994, BGBl. Nr. 194, von der Aus-
übung eines Gewerbes auszuschließen sind,

g) eine einwandfreie und ausreichende
Trinkwasserversorgung sowie die ordnungs-
gemäße Abwasser- und Abfallbeseitigung ge-
sichert sind,
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h) das Vorhandensein eines fachlich geeig-
neten Bade- bzw. Pflegepersonals nachgewie-
sen wird,

i) allenfalls angebotene Zusatztherapien den
Voraussetzungen des § 1 Abs. 8 bis 10 ent-
sprechen,

j) gegen die für den inneren Betrieb der Kur-
anstalt oder Kureinrichtung vorgesehene Kur-
anstaltsordnung (§ 25) keine Bedenken beste-
hen.“

14. Im Abs. 7 des § 23 hat der erste Teilsatz
zu lauten:

„Wesentliche räumliche Änderungen von
Kuranstalten oder Kureinrichtungen sowie we-
sentliche Änderungen im Leistungsangebot,
insbesondere Zusatztherapien, sind der Lan-
desregierung anzuzeigen;“

15. § 25 hat zu lauten:

„§ 25
Kuranstaltsordnung

(1) Der Rechtsträger einer Kuranstalt oder
Kureinrichtung (§ 1 Abs. 7) hat deren inneren
Betrieb durch eine Kuranstaltsordnung zu re-
geln.

(2) Die Kuranstaltsordnung hat insbesonde-
re Regelungen über folgende Bereiche zu ent-
halten:

a) die Aufgaben und Einrichtungen der Kur-
anstalt oder Kureinrichtung,

b) die Grundzüge ihrer Verwaltung und ih-
rer Betriebsform,

c) die Dienstpflichten der in der Kuranstalt
oder Kureinrichtung beschäftigten Personen,

d) die dem aufsichtsführenden Arzt zukom-
menden Aufgaben, wie die Erstellung des Kur-
plans und die damit zusammenhängenden An-
fangs-, Zwischen- und Enduntersuchungen,

e) eine Aufstellung der sich aus dem ortsge-
bundenen Heilvorkommen oder dessen Pro-
dukten ergebenden Behandlungsarten und der
angebotenen Zusatztherapien,

f) im Fall der Verwendung von Produkten an-

derer Heilvorkommen im Rahmen von Zu-
satztherapien Angaben über die Herkunft die-
ser Produkte und über die Vertriebsbewilligung,

g) Maßnahmen der Qualitätssicherung,
h) die zum Schutz der Nichtraucher getrof-

fenen Maßnahmen, 
i) das in der Kuranstalt oder Kureinrichtung

zu beobachtende Verhalten,
j) Informations- und Beschwerdemöglich-

keit.
(3) Nähere Vorschriften über den Inhalt der

Kuranstaltsordnung kann die Landesregierung
durch Verordnung erlassen.

(4) Die Kuranstaltsordnung und ihre Ände-
rungen bedürfen der Genehmigung der Lan-
desregierung. Die Genehmigung ist zu versa-
gen, wenn die Kuranstaltsordnung den Be-
stimmungen dieses Gesetzes oder einer Ver-
ordnung nach Abs. 3 oder dem Betriebsbe-
willigungsbescheid (§ 23 Abs. 2) widerspricht
oder einen ordnungsgemäßen Kurbetrieb nicht
gewährleistet.

(5) Die Kuranstaltsordnung ist in der Kur-
anstalt oder Kureinrichtung so aufzulegen, daß
sie für jedermann zugänglich ist.“

16. Im Abs. 4 des § 28 hat der erste Satz zu
lauten:

„Auf die Durchführung der Enteignung ist
das Eisenbahnenteignungsgesetz 1954, BGBl.
Nr. 71, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. Nr. 297/1995, mit folgenden Abwei-
chungen sinngemäß anzuwenden:“

17. Im Abs. 1 des § 32 werden die Worte
„oder Arrest bis zu vier Wochen“ aufgehoben
und folgende Sätze angefügt: „Der Versuch ist
strafbar. Eine Verwaltungsübertretung liegt
nicht vor, wenn die Tat den Tatbestand einer in
die Zuständigkeit der Gerichte fallenden straf-
baren Handlung bildet.“

Artikel II
Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des

Tages der Kundmachung in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Zanon

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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Der Landtag hat beschlossen:

§ 1
Das Land Tirol hebt von den Gemeinden

jährlich eine Landesumlage in der Höhe von
8,3 v. H. der ungekürzten rechnungsmäßigen
Ertragsanteile der Gemeinden an den gemein-
schaftlichen Bundesabgaben mit Ausnahme
der Spielbankabgabe ein.

§ 2
Die Landesumlage wird von den einzelnen

Gemeinden im Verhältnis der Finanzkraft ein-
gehoben. Die Finanzkraft wird ermittelt durch
Heranziehung

a) der Grundsteuer von den land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieben unter Zugrundele-
gung der Meßbeträge des Vorjahres und eines
Hebesatzes von 360 v. H.; 

b) der Grundsteuer von den Grundstücken
unter Zugrundelegung der Meßbeträge des
Vorjahres und eines Hebesatzes von 360 v. H.
und

c) von 39 v. H. der Erträge an Kommunal-
steuer und Lohnsummensteuer im zweitvoran-
gegangenen Jahr.

§ 3
Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 1996 in

Kraft und verliert mit dem Ablauf des 31. De-
zember 1996 seine Wirksamkeit.

6. Gesetz vom 23. November 1995 über die Einhebung der Landes-
umlage

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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